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Bundesministerium für Arbeit, Soziales, 
= Bundesministeriam 

Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz Arbeit, Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz 

Eingel: 12 Dez. 2025 

Teil | 

BIg. -FERBERUNGSVERTRAG 

abgeschlossen zwischen der Republik Osterreich, vertreten durch den:die Bundesminister:in 

für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz in 1010 Wien, Stubenring 1, 

als Förderungsgeber:in, im Folgenden Sozialministerium genannt, 

und dem/der/die/das 

Helping Hands Graz - Verein für integrative und antirassistische Projekte 

als Förderungsnehmer:in für die Durchführung von Projekten/Vorhaben im Bereich 

Extremismusprävention. 

§1 

Gewährung der Förderung 

Aufgrund des Antrags vom 29.09.2025 erklärt sich das Sozialministerium bereit, eine 

Förderung nach Maßgabe der von dem:der Bundesminister:in für Finanzen erlassenen 

Verordnung über „Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus 

Bundesmitteln" (ARR 2014, BGBI. Il Nr. 208/2014, in der jeweils geltenden Fassung) und der 

folgenden Förderungsauflagen und -bedingungen zu gewähren. 

82 

Gegenstand der Förderung und förderbare Kosten 

Die Förderung umfasst das Projekt/Vorhaben „Fight Hate: Community-orientiere 

Präventionsarbeit gegen Extremismus, Diskriminierung und Hass in Österreich“. 

Diese Förderung wird für die Durchführung des gegenständlichen Projekts/Vorhabens und zur 

Deckung folgender Ausgaben gemäß Finanzplan des Förderungsantrages gewährt: 

Personalkosten, welche im Dienstvertrag vereinbart wurden, für das Projekt nachweislich 

relevant sind und durch Zeitaufzeichnungen belegt werden. Sachkosten, welche für das 
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Gesamthöchstbetrag in 83 (1) bleibt davon unberührt und wird unter keinen Umständen 

erhöht. 

§4 

Besondere Förderungsbedingungen 

Zusätzlich zum Endbericht wird für diese Förderung auch die Vorlage eines Zwischenberichtes 

vorgesehen. Der Zwischenbericht soll eine kurze und aussagekräftige Darstellung der 

Umsetzung des Projektes innerhalb der ersten Hälfte der Projektlaufzeit sein und bis 

spätestens 30.11.2026 übermittelt werden. Von der Vorlage einer Zwischenabrechnung wird 

jedoch abgesehen. 

85 

Auszahlung der Förderung 

(1) Die Auszahlung der Förderung erfolgt insoweit, als es sich um förderbare Kosten handelt 

sowie nach Prüfung der Voraussetzungen und Erfüllung der mit dem Förderungsvertrag 

verbundenen Auflagen und Bedingungen. 

(2) Es ist vorgesehen, die Förderung in 2 Tranchen, nach Erfüllung der nachstehenden 

Bedingungen auszuzahlen: 

1. Teilzahlung 441.000,00 EUR 

nach Übermittlung des statutengemäß unterzeichneten Förderungsvertrages. 

Restrate 49.000,00 EUR 

nach Überprüfung und Abnahme des Endberichts. 

Falls sich nach Prüfung und Abnahme des Endberichtes — siehe dazu 8 6 Berichtspflichten - 

ein Rückforderungsgrund ergibt, werden bereits ausbezahlte Beträge zurückgefordert. Bitte 

achten Sie dahingehend auch auf die in § 22 Einstellung und Rückzahlung der Förderung 

geregelten Bestimmungen betreffend Verzinsungen. 

(3) Die Förderung bzw. vereinbarte Teilzahlungen werden auf das im Antrag angeführte 

(4) Es sind alle im Zusammenhang mit der Förderungsabwicklung verbundenen Ausgaben 

und Einnahmen auf einer speziellen nur für das Projekt/Vorhaben eingerichteten Kostenstelle 

im Rechnungswesen der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers (oder in einer 

ähnlichen Form eindeutig) abzubilden. 

(5) Das Sozialministerium behält sich vor, die Auszahlung einer Förderung aufzuschieben, 

wenn und solange Umstände vorliegen, welche die ordnungsgemäße Durchführung des 

Projekts/Vorhabens nicht gewährleistet erscheinen lassen oder Umstände gemäß § 22 des 

gegenständlichen Vertrages eintreten. Den Nachweis für den Wegfall dieser Umstände hat 

der:die Förderungsnehmer:in zu erbringen. 
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schutzwürdiges Berufs-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt oder, dass einer 

Veröffentlichung von Berufs-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen im Rahmen der 

Vollziehung des IFG zugestimmt wird. 

(3) Der:Die Förderungsgeber:in behält sich das Recht vor, Informationen, die als 

schutzwürdige Berufs-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse ausdrücklich bekanntgegeben 

wurden, dennoch zu veröffentlichen, sofern der:die Forderungsgeber:in in Vollziehung des IFG 

zu dem Ergebnis kommt, dass kein schutzwürdiges Berufs-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis 

vorliegt. 

§ 29 

Verpflichtungserklärung 

Der:die Förderungsnehmer:in verpflichtet sich durch rechtsgültige Unterfertigung dieses 

Förderungsvertrages und der „Allgemeinen Vertragsbestimmungen" diese Bestimmungen 

vorbehaltlos zu erfüllen. 

Der:die Förderungsnehmer:in nimmt zur Kenntnis, dass die missbräuchliche Verwendung von 

Förderungsmitteln strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann. 

Mit der Unterschrift unter diesen Förderungsvertrag bestätigt der:die Förderungsnehmer:in 

gleichzeitig, die angeführten Vertragsbestandteile übernommen und deren Inhalt 

zustimmend zur Kenntnis genommen zu haben. 

Der:die Förderungsnehmer:in: 

(Ort) (Datum) 

Rechtsgültige Unterfertigung 

(bei Vereinen: Vereinsstampiglie und 

Unterschrift der gemäß Vereinsregister 
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Beilage Information zur Datenverarbeitung (Datenverarbeitungsauskunft) 

Das Sozialministerium verarbeitet im Zusammenhang mit der Durchführung des 

gegenständlichen Förderungsvertrages personenbezogene Daten der Förderungsnehmerin 

bzw. des Förderungsnehmers. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf solche 

personenbezogenen Daten, die entweder unmittelbar in den Anwendungsbereich der DSGVO 

oder unter den Schutz des DSG fallen. Gemäß Art 13 und 14 DSGVO erteilt das 

Sozialministerium die nachstehenden Informationen. Diese Beilage ist integraler Bestandteil 

des Förderungsvertrages. 

i. Verantwortliche:r fiir die Datenverarbeitung: 

Das Sozialministerium ist alleiniger Verantwortlicher für die Verarbeitung im Rahmen der 

Förderungsgewährung und Abwicklung des Förderungsvertrages anfallenden 

personenbezogenen Daten. 

Datenschutzbeauftragte sind: 

2: Arten von personenbezogenen Daten und deren Quelle: 

Es werden grundsätzlich jene personenbezogenen Daten verarbeitet, welche das 

Sozialministerium aufgrund des Förderungsantrags oder der Berichte und Nachweise der 

Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers erhalten hat. Zu den personenbezogenen 

Daten zählen insbesondere Personalien der Förderungsnehmerin bzw. des 

Förderungsnehmers und am Projekt/Vorhaben mitwirkender natürlicher Personen (Name, 

Adresse, Kontaktdaten, Geburtstag etc.), Legitimationsdaten (Ausweis), Kontoverbindung, 

Vermögenslage, Befähigungsnachweise, Daten zum förderbaren Projekt/Vorhaben, 

Dokumentationsdaten (insbesondere Dokumentation der Förderungsvergabe wie z.B. 

Einlangen des Förderungsantrag, Gutachten zur Vorbereitung der Förderungsentscheidung, 

Begründung der Förderungsentscheidung; Dokumentation von Kontrollen oder von der 

Abnahme des Verwendungsnachweises), Korrespondenzdaten, Verarbeitungsergebnisse, die 

das Sozialministerium selbst generiert (z.B. Evaluierungsdaten und Evaluierungsergebnisse; 

aktenmäßige Archivierung), sowie personenbezogene Daten, die für die Erfüllung gesetzlicher 

Anforderungen (wie z.B. Daten für die Erstellung des Förderungsberichtes, Daten des 

Förderungsvertrages inklusive Förderungsantrag im Rahmen der Einvernehmensherstellung 

mit dem:der Bundesminister:in für Finanzen sowie zur Rechnungshofkontrolle) erforderlich 

sind. Weiters werden durch Transparenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 und 
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